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Beschlussvorschlag: 
 
Auf der Grundlage 

– des § 3 Abs. 2 S. 4 i. V. m. § 1 Abs. 7 des Baugesetzbuches (BauGB) 

– des § 22 Abs. 3 Nr. 1 der Kommunalverfassung (KV M-V) 

wird durch die Stadtvertretung nachfolgender Beschluss gefasst: 

 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange (TÖB) während der 2. öffentlichen Auslegung des Entwurfs des Vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 37 „An der Tollense“ und seiner Begründung in der Zeit vom 29.04.10 bis 14.05.10 werden gemäß 
dem Abwägungsvorschlag (Anlage 1) abgewogen. 
 
Inhaltsverzeichnis: 
 
I.  Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB)  Nr. lt. TÖB-Liste: 
 
1.  Berücksichtigt werden die Stellungnahmen von 
 
1.1  Stadtverwaltung Untere Verkehrsbehörde(15.04.10)  2.5 
1.2  Stadtverwaltung Umwelt-, Naturschutz und Abfallwirtschaft (28.04.10)  8.3 
1.3  Neubrandenburger Stadtwerke (28.04.10)  4.4 
 
2.  Teilweise berücksichtigt werden Stellungnahmen von 
2.1  Straßenbauamt Neustrelitz (07.05.10)  2.3 
2.2  Stadtverwaltung Untere Straßenbaubehörde (19.05.10)  2.12 
2.3  Bauaufsichtsbehörde (03.05.10)  20 
 
3.  Nicht berücksichtigt werden die Stellungnahmen 
 
3.1  BUND (23.04.10)  18.1 
 
4.  Stellungnahmen ohne Hinweise zum B-Planverfahren 
 
4.1  STAUN (19.04.10)  8.2 
4.2  Stadtverwaltung Untere Denkmalschutzbehörde (12.04.10)  15.3 
4.3  Regionalverband der Gartenfreunde (01.04.10)  18.3 
4.4  IHK (28.04.2010)  13.2 
4.5  Deutsche Telekom (06.04.10)  3.2 
 
5.  Stellungnahmen ohne Relevanz für das B-Planverfahren 
 
5.1  Verbundnetz Gas AG (22.04.10)  4.1 
 
6.  Keine Antwort gaben 
 
6.1  Amt für Raumordnung und Landesplanung  1.3 
6.2  E.ON edis AG  4.3 
6.3  Stadtwirtschaft  6.1 
6.4  Landesamt für Natur, Umwelt und Geologie  8.1 
6.5  Handwerkskammer  13.1 
6.6  Landesamt für Kultur und Denkmalpflege  15.2 
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II. Stellungnahmen der Öffentlichkeit während der öffentlichen Auslegung 
 
1. Berücksichtigt werden die Stellungnahmen von 
 
1.1 A&S – Consult GmbH Nbg. (06.05.10) 
Während der öffentlichen Auslegung vom 29.04.10 bis 14.05.10 sind keine weiteren Hinweise und Anmer-
kungen eingegangen. 
 
 
 
Änderungen, die sich gegenüber der ausgelegten Planfassung aus der Abwägung ergeben: 
 
- in der Planzeichnung (Teil A): 
 

 Kennzeichnung Rostocker Straße als Teil Stadtstraße und Teil B 104 
 Kennzeichnung der Anbindungen an die Rostocker Straße als „Ein-/Ausfahrt“ (Teil Stadtstraße) und 

„Ausfahrt rechts raus“ (Teil B 104) und Ergänzung Planzeichenerklärung 
 Verbreiterung Fußweg auf 2,30 m 
 Erweiterung Geltungsbereich Bebauungsplan und Vorhaben- und Erschließungsplan an der Rosto-

cker Straße, Teil 
 B 104 (Einbeziehung Rad- und Gehweg) 
 Verschiebung der Baugrenzen im Mischgebiet (MI) an der Rostocker Straße (Teil B 104) auf 1,00 m 

Abstand zur geplanten Anliegerstraße 
 
 
- im Text – Teil B: 
 

- Streichung Festsetzung 1.1.4 
- Verbesserung Formulierung Festsetzung 1.1.5 wie folgt: „Gemäß § 9 Abs. 3 BauGB wird festge-

setzt, dass im WA die Höhe der Oberfläche des Erdgeschossfußbodens mindestens 10 cm und 
höchstens 50 cm über der Oberfläche der Erschließungsstraße liegen darf. Als Bezugspunkt wird 
nach § 18 Abs.1 BauNVO die mittlere Straßenhöhe des zum Gebäude gehörenden Straßenab-
schnittes bestimmt.“ 

- Festsetzung 1.1.5 mit neuer Nr. 1.1.4 
 
 
- in der Begründung: 
 

Die Begründung wurde den Änderungen entsprechend angepasst; die geänderten Textpassagen wur-
den gekennzeichnet. 



Anlage 1 zur Drucksache Nr. V/232 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

STADT NEUBRANDENBURG    
 

     Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 37 „An der Tollense“ 
 

 

 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLAG 
I. über die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) Nr. 2.5 bis 20 
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1.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 
 

 

 
 

15.04.10 (2.5) 
 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Planzeichnung erfolgen entsprechende Darstellungen und Kennzeichnungen 
als „Ausfahrt rechts raus“ 
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1.2 Seite 1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

28.04.10 (8.3) 
 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Pkt. 2.1 der Begründung werden die neuen gesetzlichen Regelungen aufgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Pkt. 7.0 der Begründung werden die gesetzlichen Grundlagen geändert. 
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1.2 Seite 2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 
 

 

 
 

28.04.10 (8.3) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die ungehinderte Zu- und Durchfahrt der Entsorgungsfahrzeuge wird gesichert. 
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1.3  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 
 

28.04.10 (4.4) 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Hinweise aus der Stellungnahme vom 06.08.09 wurden teilweise berücksichtigt; 
sie wurden in die Begründung aufgenommen und werden im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung berücksichtigt. 
 
In der Begründung, Punkt 10.0 wird folgender Satz ergänzt: 
„Das Flurstück 566 ist über einen Anschlusskanal an die Schmutzwasserleitung in der 
Bachstraße anzuschließen.“ 
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2.1 Seite 1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 

 
 

07.05.10 (2.3) 
 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bezeichnungen werden in der Begründung und in der Planzeichnung entspre-
chend vorgenommen. 
 
 
Im Bereich der Anbindungen an die Rostocker Straße wird für den Teil Stadtstraße 
das Planzeichen „Ein-/Ausfahrt“ und für den Teil B 104 das Planzeichen „Ausfahrt 
rechts raus“ ergänzt.  
Die Straßenentwurfplanung wird mit dem Baulastträger der B 104, dem Straßenbau-
amt Neustrelitz, abgestimmt; die Stationierung der Einmündung wird im Rahmen 
dieser Planung mit vorgenommen. 
 
Die Straßenentwurfplanung wird mit dem Baulastträger der B 104, dem Straßenbau-
amt Neustrelitz, abgestimmt. Der Sachverhalt und die Lösung werden im Rahmen der 
Entwurfsplanung abgestimmt. 
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2.1 Seite 2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 

07.05.10 (2.3) 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
Die Straßenentwurfplanung wird mit dem Baulastträger der B104, dem Straßenbau-
amt Neustrelitz, abgestimmt. Die Sachverhalte und die Lösung werden im Rahmen 
der Erschließungsplanung abgestimmt. 
 
 
Der Sachverhalt und die Lösung werden im Rahmen der Entwurfsplanung mit dem 
Straßenbauamt abgestimmt.  
In die Begründung werden Anmerkungen mit aufgenommen; dass die mit der ver-
kehrlichen Erschließung im Bereich der Straßenanbindungen an die Rostocker Straße 
entstehenden Kosten vom Vorhabenträger zu übernehmen sind. 
 
 
Im Text Teil B der Satzung sind unter Punkt 1.3 entsprechende Festsetzungen getrof-
fen worden. Schutzmaßnahmen sind im Bereich der Verkehrsfläche nicht vorgesehen. 
 
In der Begründung werden die Umbenennungen der Flurstücke 583 und 585 in 583/1 
und 585/1 berichtigt; in der Planzeichnung sind die Flurstücke bereits umbenannt 
aufgeführt.   
Die Flurstücke 586 und 588 liegen im Geltungsbereich der Planung. 
 
Das FStrG und die ODR werden in der Entwurfsplanung berücksichtigt, die Entwurfs-
planung erfolgt in Abstimmungen mit dem Straßenbauamt. 
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2.2 Seite 1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 

 
 

19.05.10 (2.12) 
 
 
Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1. 
Die Verkehrsflächen können erst nach Vorliegen der Entwurfsplanung abschließend 
bestimmt werden; derzeitig laufen die Vorbereitungen für diese Planung (Vermes-
sung, Baugrund ...). Die Entwurfsplanung erfolgt in Abstimmungen mit dem Straßen-
bauamt Neustrelitz. 
  
Zu 2. 
Bei einer voraussichtlichen Bebauung mit ca. 20 Wohneinheiten werden 3 öffentliche 
Parkstände benötigt (15%). In der Begründung werden 3 Parkflächen genannt. 
Die Anordnung wird im Rahmen der Erschließungsplanung berücksichtigt; entweder 
durch Markierung auf der Fahrbahn, oder durch den Neubau zum Beispiel im Bereich 
der Anbindung an die Rostocker Straße (Teil Stadtstraße). 
 
Zu 3. 
Nach der PlanzVO sind derartige Festsetzungen nicht möglich; die Zuordnung des 
Baulastträgers ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanes. Die Festsetzung als Ver-
kehrsflächen wird nicht geändert. 
In der Planzeichnung wird die Wegbreite neu mit 2,30 m festgesetzt. Zum Ausbau der 
Anbindung an den Uferweg (geplanter Fußweg) sind im Rahmen der Erschließungs-
planung abschließende Entscheidungen zu treffen. 
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2.2 Seite 2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 
 
 

 
 

 

 
19.05.10 (2.12) 

 
 
 
Zu 4. 
Der Geltungsbereich wird entsprechend erweitert. 
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2.3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
03.05.10 (20) 

Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt. 
 

Zum Text Teil B, Punkt 1.1 
Mit Beschlussfassung zum 2. Entwurf wurde im WA die Zahl der Vollgeschosse mit 2 
festgesetzt und die Festsetzung 1.1.4 in den Textteil mit aufgenommen.  
Da neben der Festsetzung einer Zahl der Vollgeschosse keine weiteren planerischen 
Festsetzungen möglich sind, wird die Textliche Festsetzung 1.1.4 wieder zurückge-
nommen.  
Für die zukünftigen Bauherren trägt jedoch die Aussage, dass in der festgesetzten 
Höchstzahl der Vollgeschosse die Errichtung eines Dach- oder Staffelgeschosses als 
Vollgeschoss enthalten ist, zum besseren Verständnis bei. Die Aussage wird in die 
Begründung in den Punkt 6.2.1 und 6.2.2 mit aufgenommen. Im Punkt 6.2.2 (WA-
Gebiet) wird die Zahl der Vollgeschosse mit 2 festgeschrieben. 
Eine Höhe der baulichen Anlagen soll nicht festgesetzt werden; die Festsetzung der 
Zahl der Vollgeschosse ist ausreichend. 
 
Zu Punkt 1.1.4 (im 2. Entwurf neue Nr. 1.1.5) 
Die Formulierung wird entsprechend vorgenommen. 
Der Empfehlung zur Änderung des Bezugspunktes wird nicht gefolgt; die vorliegende 
Festsetzung ist ausreichend bestimmt.  
 
Zu Punkt 1.1.5  
Die Festsetzung zum Verbot von Kellergeschossen wurde gestrichen; im 2. Entwurf 
wurde der Sachverhalt als Hinweis aufgeführt. Die Notwendigkeit der Angabe einer 
rechtlichen Grundlage besteht nicht. 
 
Zum Vorhaben- und Erschließungsplan 
Die geplante Erschließung des Plangebietes ist im Bebauungsplan beschrieben; im 
Rahmen der Erschließungsplanung erfolgt die konkrete Ausführungsplanung.   
 
Zur LBauO (Zitieren) 
Der Hinweis wird beachtet. 
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3.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

23.04.10 (18.1) 
Stellungnahme ohne Hinweis zum Bebauungsplanverfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Flächennutzungsplan sind die Flächen mit Wohn- und Mischbauflächen überplant 
worden; die Flächen wurden für bauliche Entwicklungen und innerstädtische Ver-
dichtungen vorgesehen. Das Entwicklungsgebot des Bebauungsplanes aus dem Flä-
chennutzungsplan ist somit gegeben. 
 
Der vorhandene Gehölzbestand wurde begutachtet. Die Eichen weisen bereits eine 
stark eingeschränkte Vitalität auf; Bruchsicherheit und Verkehrssicherheit sind nicht 
mehr vorhanden. Auf Grund der geplanten Bauarbeiten wird die Restzeit der Eichen 
rapide verkürzt.  
Im Ergebnis der Begutachtung wird die Fällung der Bäume empfohlen. 
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4.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 

19.04.10 (8.2) 
Stellungnahme ohne Hinweis zum Bebauungsplanverfahren 
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4.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 

 

 
 

 
12.04.10 (15.3) 

 
Stellungnahme ohne Hinweis zum Bebauungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abwägung der Stellungnahme erfolgte am 11.11.09. Das Ergebnis wurde mitge-
teilt. 
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4.3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

  
 

 
 

 
 

01.04.10 (18.3) 
 
Stellungnahme ohne Hinweis zum Bebauungsplanverfahren 
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4.4 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 
 

 

28.04.10 (13.2) 
Stellungnahme ohne Hinweis zum Bebauungsplanverfahren 



 

4.5 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 
 

 
 

 

06.04.10 (3.2) 
Stellungnahme ohne Hinweis zum Bebauungsplanverfahren 
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5.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 
 
 

 
 

 

22.04.10 (4.1) 
Stellungnahme ohne Relevanz für das Bebauungsplanverfahren 



 

 18 

 

 

 
 

               STADT  NEUBRANDENBURG 
 

      Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 37 „An der Tollense“ 
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II. über die Stellungnahmen der Öffentlichkeit   
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1.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

 
 

 

06.05.10  
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Antrag wird stattgegeben; im Mischgebiet (MI) an der Rostocker Straße (Teil B 
104) werden die Baugrenzen im Abstand von 1,00 m zur geplanten Anliegerstraße 
festgesetzt. 
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